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Arbeiter auf Bildung eigener Organisationen und den Abschluß  
von Tarifverträgen. Durch dieses Gesetz wurde auch das 
Nationale Arbeitsamt (National Labor Relations Board —  
NLRB) als Bundesbehörde zum Schutz des Koalitions- und 
des Tarifrechts geschaffen.8  Das NLRB, das über Streitigkeiten  
zwischen W erktätigen und Unternehmern verbindlich ent
scheiden kann, wird inzwischen —  in völliger Verkehrung 
seiner ursprünglichen Aufgaben —  immer mehr zum Voll
strecker der Absichten der Reagan-Administration. Es ist 
mittlerweile voll mit Angestellten durchsetzt, die offen den  
Anti-Gewerkschaftskurs der herrschenden Kreise vertreten.

Symptomatisch dafür ist die Haltung des gegenwärtigen  
Leiters des NLRB, Donald L. D o d s o n .  Er betrachtet Streiks 
„als konzertierte Anstrengungen der Gewalt, der Einschüchte
rung und der politischen Einmischung, um M enschen, die 
arbeiten wollen, von der Arbeit abzuhalten“.9  Dieser Linie 
entspricht es, daß das NLRB immer öfter alle möglichen  
Formen des Kampfes der M onopole gegen die Gewerkschaften  
mit seinen Entscheidungen sanktioniert.

So ermächtigt eine Entscheidung des NLRB aus dem Jahre 
1984 die M onopole, Arbeiter aus Betrieben mit Gewerkschafts
organisationen und damit tarifvertraglich gesicherten höheren  
Löhnen in Betriebe ohne Gewerkschaftsorganisation umzu
setzen, wo deutlich niedrigere Löhne gezahlt werden. Die 
Führung der Gewerkschaften sieht in dieser Entscheidung „das 
klarste Indiz dafür, daß Reagan das NLRB mit Leuten seines 
Vertrauens durchsetzt hat“.10

Auch das Oberste Gericht der USA (Supreme Court) schaltet 
sich verstärkt in die Aktionen zum Abbau gewerkschaftlicher 
Rechte und Freiheiten ein. Das am 22. Februar 1984 in Sachen  
des Bauunternehmens Bildisco gefällte Grundsatzurteil ermög
licht es beispielsweise den M onopolen, unabhängig von der 
tatsächlichen Profitrate Konkurs anzumelden. Die M onopole 
können noch vor Einreichung des entsprechenden Antrags 
Vereinbarungen mit den Gewerkschaften einseitig annullieren. 
Sie können den Lohn der Arbeiter um die Hälfte kürzen, den  
Urlaub verweigern und den Anspruch auf Renten und Bei
hilfen aufheben.11

Von diesen M öglichkeiten machen die M onopole immer 
mehr Gebrauch. Bisher folgten der Bildisco Company die 
Continental Airlines und die M anville Corporation.12

W eiterhin gibt es Bestrebungen, durch die Gewerkschaf
ten erkämpfte Rechtsvorschriften für die medizinische Be
treuung der W erktätigen sowie für den Arbeite- und Umwelt
schutz außer Kraft zu setzen. Dabei ist es Tatsache, daß „die 
noch geltenden nur im ganz geringen M aße praktisch realisiert 
(werden)“.13

Intensivierter Einsatz

der Uberwachungs- und Geheimdienste

Die dritte Haupttendenz der verschärften Unterdrückung der 
Gewerkschaften zeigt sich im intensivierten Einsatz der Uber
wachungs- und Geheimdienste. Die seit dem M achtantritt der 
Reagan-Administration systematisch durch Anweisungen des 
Präsidenten und des Justizministeriums erweiterten Voll
machten des FBI und der CIA zur verstärkten Bespitzelung 
und Verfolgung politisch Andersdenkender im  Zeichen der 
„Terrorismusbekämpfung“14 richten sich wesentlich gegen die 
Gewerkschaften.

Diese Seite der politischen Repression hat weiterhin  
Priorität. Im W ahlprogramm der Republikanischen Partei 
Reagans hieß es dazu im vergangenen Jahr: „W ir werden  
unsere Geheimdienste weiter stärken, wir werden gesetzliche 
Hindernisse der wirksamen Leitung, Tätigkeit und Sicherheit 
von geheimen Quellen und M ethoden beseitigen.“15 *

Staatliche Förderung
gewerkschaftsfeindlicher Aktivitäten der Monopole

Die vierte Haupttendenz besteht in der zunehmenden staat
lichen Unterstützung und Förderung gewerkschaftsfeindlicher
Aktivitäten der von M onopolen ausgehaltenen Organisationen
und Gruppierungen. .

So wird das von den M onopolen gegründete „Komitee für
eine gewerkschaftsfreie Umwelt“ —  unter dessen Führung ein
riesiger Apparat zum Kampf gegen die Gewerkschaften aufge
baut wurde, dem M illiarden von Dollar zur Verfügung
stehen18 —  nicht nur offiziell toleriert, sondern auch gefördert.
Dieses Komitee, das eng mit den Geheimdiensten und ultra
rechten, faschistisch gefärbten Organisationen und Gruppie
rungen zusammenarbeitet, initiiert maßgeblich die Politik
zur Zerschlagung der Gewerkschaften (sog. Union Busting),
die von den M onopolen seit Jahren betrieben wird.

Das „Union Busting“, hat sich längst zu einem eigenstän

digen Industriezweig entwickelt. Bei den „Union Busters“ 
handelt es sich nach Einschätzung des Gewerkschaftsdachver
bandes AFL/CIO um ca. 300 sog. Berater-Firmen mit hochbe
zahlten „Konsultanten“, die von den M onopolen beauftragt 
werden, Strategien und Taktiken zur Zurückdrängung des ge
werkschaftlichen Einflusses in den Betrieben zu entwickeln  
und zu praktizieren.17 Die M ethoden dieser „Firmen“ reichen  
von der Provokation über die Infiltration und Erpressung bis 
hin zur Verhinderung oder M anipulation von Gewerkschafts
wahlen.

Hat beispielsweise eine Gewerkschaft beim Nationalen  
Arbeitsamt (NLRB) die Durchführung einer betrieblichen  
Abstimmung über ihre Zulassung als Tarifverhandlungspart
ner der jeweiligen Unternehmensleitung beantragt, so wird die 
Abstimmung in der Regel zwar genehmigt, der Zeitpunkt 
dafür aber so lange hinausgezögert, bis die „Union Busters“ 
ganze Arbeit geleistet haben. Die Entscheidungsfristen über 
Anträge auf Abstimmung dauern oftmals bis zu vier Jahren. 
Betrug die Zahl der unerledigten Entscheidungen im Jahre 
1979 noch 674, so waren es 1984 bereits 1 581. „Eine Folge des 
.Union Busting* ist die Tatsache, daß heute über die Hälfte 
aller betrieblichen Abstimmungen mit einer Niederlage der 
ihre Zulassung betreibenden Gewerkschaften enden.“18

*

Auf dem XIV. Kongreß der AFL/CIO im November 1981 wurde 
einstimmig eine Resolution verabschiedet, in der es u. a. heißt: 
„Die Reagan-Politik kommt einem Klassenkrieg gegen das 
werktätige Amerika gleich.“19 bä blieb nicht bei W orten. 
Bereits im  September 1981 fand ein erster Solidaritätstag statt, 
an dem die AFL/CIO unter der Losung „Arbeit und Gerech
tigkeit“ einen M arsch der 500 000 nach W ashington organi
sierte, der sich gegen „Jteaganomics und Krieg“ richtete. Dieser 
Solidaritätstag war nach Einschätzung der KP der USA „ein  
erster gewichtiger Schritt der Gewerkschaftsführung, von der 
alten Politik des Lavierens abzugehen“ .20

Der neue wachsende Kampfgeist der W erktätigen der USA  
zeigte sich besonders bei den Präsidentschaftswahlen 1984. Der 
Generalsekretär des Zentralkomitees der KP der USA, Gus 
H a l l ,  stellte dazu fest: „Die Gewerkschaftsbewegung brach  
mit ihrer früheren W ahlpolitik und fungierte als unabhängige 
Kraft der Arbeiterklasse. Der Beschluß der Gewerkschaftsbe
wegung, die Vorwahlen unter Einsatz aller Kräfte als Arena 
zu nutzen, signalisierte den Beginn einer neuen Ära der 
Gewerkschaftspolitik. Diese unabhängige Rolle der Gewerk
schaftsbewegung und die Tatsache, daß 60 Prozent der 
Gewerkschafter gegen Reagan gestimmt haben, werden weit
reichende Rückwirkungen haben. Sie werden starken Einfluß  
auf die Rolle der Gewerkschaften beim Kampf gegen den  
neuen Sturmangriff Reagans haben.“21
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Vom Staatsverlag der DDR noch lieferbar;
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Ordnung ist das halbe Leben
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96 Selten; EVP (DDR): 1,50 M
Anhand von Beispielen und unter Hinweis auf entsprechende Rechtsvor
schriften erläutert der Verfasser, worauf jeder achten sollte: z. B. auf Sauber
keit am Arbeitsplatz, produktive Nutzung der Arbeitszeit und vorbeugenden 
Brandschutz, auf technische Sicherheit und rechtzeitige Reparatur von 
Maschinen und Anlagen, auf 'Qualitätsarbeit und sorgsamen Umgang mit 
Material und Energie, auf Senkung von Transportkosten und Warenverlusten. 
H. Möbis nennt die Mittel und Methoden, mit denen Ordnung und Disziplin 
gefördert werden können: z. B. durch Leistungsvergleich und sozialistischen 
Wettbewerb, durch Qualifizierung, Rechenschaftslegung, Kontrolle und Selbst
kontrolle.


